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Majesty’s Government regret that they have no means of intervening in the particular case of the 
steamship «Soissons», or any other vessels.
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A ID E -M É M O IR E

Par note du 6 mars dernier, remise personnellement à M.Tufton, M. Paravicini a attiré l’atten­
tion du Gouvernement de Sa Majesté sur la situation extrêmement grave dans laquelle se trouve la 
Suisse, en raison d’une disette aiguë de charbon. Cette note était accompagnée d’un Aide- 
Mémoire du 20 février7, dans lequel le Département suisse de l’Economie publique, d ’ordre du 
Conseil fédéral, exposait à la Légation de Sa Majesté, à Berne, l’état du ravitaillement de la Suisse 
en charbon, qui causait au Gouvernement suisse les plus vives inquiétudes.

2. La Légation n’a point encore reçu de réponse à cette communication qui revêtait cependant 
un caractère d’extrême urgence.

3. En outre, à l’occasion de difficultés éprouvées par 3 vapeurs se trouvant à Swansea pour le 
compte du Gouvernement suisse, la Légation a fait appel aux bons offices de Lord Curzon de 
Kedleston par notes verbales des 26 et 27 mars. La réponse du Foreign Office, en date du 1er avril, 
déclare que l’exportation de charbon étant libre de contrôle, il n’a pas à disposition de moyens 
d’intervention. Toutefois, la Légation croit devoir inférer d’une déclaration faite le 31 mars à la 
Chambre des Communes, par M. Bridgeman, Secrétaire parlementaire du Board of Trade, qu’il 
existe encore des priorités spéciales dont certains pays sont admis à bénéficier.

M. Paravicini croit dès lors être autorisé à conclure de cette réponse qu’il subsiste cependant 
encore des moyens d’intervention du Gouvernement britannique en faveur de pays mis en 
détresse.

4. La pénurie de combustible met en danger la vie publique suisse dans son ensemble. Elle est 
telle qu’elle entraînera fatalement, à une brève échéance, s’il n’y est pas remédié sans retard, une 
paralysie des moyens de transport et la fermeture d’usines indispensables à la vie nationale. Si la 
Suisse devait être acculée à cette situation, des troubles ouvriers risqueraient de menacer l’ordre 
public.

7. Cf. n° 251.
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Le Ministre de Suisse à Berlin, A. von Planta, 
au Chef du Département politique, G. Motta

RP n° 27 Berlin, 12. April 1920

Nach Abfassung meines Berichtes vom 9./10. l.Mts.1 war ich zu Herrn Hague- 
nin zu Tisch geladen und habe dort interessante Mitteilungen erhalten über den 
französischen Standpunkt. Die Art der Einladung und die Zusammensetzung

Londres, 9 avril 1920 
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1. Non reproduit.
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der Gäste zeigte mir sofort, dass es sich darum handle, mich über den französi­
schen Standpunkt und den Eindruck der hiesigen französischen Kreise über die 
Tagesfrage der Besetzung deutschen Gebietes durch die Franzosen zu orientie­
ren. Ich war der einzige neutrale Diplomat und mit mir waren geladen: Der fran­
zösische General Walch (ein geb. Elsässer), der französische Botschaftsrat — 
diese beiden Herren sassen rechts und links von mir —, der französische Konsul, 
der italienische und der belgische Geschäftsträger. Ich gebe Ihnen diese Einzel­
heiten, weil sie Ihnen zeigen, wie das Ganze gedacht und geplant war. Die Beizie­
hung des Grafen Aldrovandi könnte etwas erstaunen, wenn man nicht wüsste, 
dass dieser Diplomat persönlich ganz im Fahrwasser Frankreichs segelt.

Das Gespräch wurde denn auch sofort auf die zu behandelnde Frage geleitet, 
und dabei hatte es namentlich der französische General Walch übernommen, 
mich «aufzuklären». Ich gebe Ihnen nachstehend möglichst genau dasjenige wie­
der, was mir der General sagte und was die Diplomaten bestätigten, wobei ich 
bemerke, dass Aldrovandi sich kaum an der Aussprache beteiligte:

Nach Walch hat Frankreich nicht nur nicht die Absicht, weitere Gebiete 
Deutschlands zu besetzen oder gar zu annektieren, sondern es wünscht auf­
richtig, sobald als möglich selbst mit der Abrüstung zu beginnen. «Nous en avons 
peut-être plus besoin que les Allemands et nous ne demandons pas mieux que de 
désarmer dans le plus bref délai, mais ce n’est pas à nous de commencer.» Nach 
der ganz bestimmten Behauptung meiner französischen Gewährsleute hat 
Deutschland tatsächlich noch lange nicht in dem Masse abgerüstet, in dem es 
nach dem Friedensvertrag hätte abrüsten müssen. «Ils nous trompent et ne nous 
disent pas la vérité», tönte es immer wieder aus den Worten der Herren. Als ich 
einwendete, dass die Mitglieder der Regierung, mit denen ich zu sprechen Gele­
genheit hätte, den Eindruck machen, vom besten Willen beseelt zu sein, stimm­
ten die Herren zu, fügten aber bei, dass die Regierung machtlos sei gegenüber der 
Militärpartei, die tatsächlich noch immer die Macht in Händen habe. In der 
Zusammensetzung des Generalstabes sei überhaupt noch nichts geändert wor­
den, auch die meisten höheren Kommandos liegen noch in den Händen von Offi­
zieren des alten Regime, und die Offiziere der Reichswehr seien beinahe durch­
weg Nationalisten, die nichts anderes träumen und hoffen als den Revanche­
krieg. Diese Leute suchen die Kontrollkommissionen der Entente auf alle mög­
liche Weise zu hintergehen, aber es gelinge ihnen nicht, über die Wirklichkeit 
hinwegzutäuschen, und diese Wirklichkeit bestehe eben darin, dass in Deutsch­
land noch massenhaft Waffen und Munition versteckt seien und dass viel mehr 
Truppen unter den Waffen oder auf Pikett gehalten werden, als den Deutschen 
gestattet sei.

Solange diese Militärs am Ruder bleiben, werde es keine Ruhe geben: 
Deutschland soll — so meinte der französische General — uns endlich einmal zei­
gen, dass es wirklich und loyal den Frieden will und dass es sein möglichstes tun 
wird, um den Friedensvertrag von Versailles auszuführen, dann wird Frankreich 
viel rascher als man anzunehmen geneigt ist, sein Verhalten ändern. Weiter 
wurde mir gesagt, dass die Zustände im Ruhrgebiet tendenziös schlimmer 
geschildert werden, als sie tatsächlich seien, und dass dies nur geschehe, um der 
Militärpartei den Vorwand zu geben, grössere Truppenmengen dorthin zu ver­
bringen, die ganz anderen Zwecken dienen sollen als der Wiederherstellung der
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Ordnung. Die Herren meinten weiter, dass die unheilvolle Tätigkeit der Militär­
partei dazu führen werde, dass eines schönen Morgens die deutsche Regierung 
neuerdings vor einem Putsch stehe, der besser vorbereitet sein und seine Spitze 
sofort gegen Frankreich richten werde.

Das alles ist ja nicht neu und wird von der deutschen Regierung in allen Tonar­
ten bestritten, aber ich habe doch geglaubt, darüber berichten zu sollen, weil mir 
Walch den Eindruck eines ruhigen und vernünftigen Mannes gemacht hat, von 
dem mir Haguenin übrigens zum voraus gesagt hatte: «C’est de beaucoup le plus 
raisonnable de nos militaires.» Walch versicherte mich übrigens wiederholt: Was 
ich Ihnen hier mitteile, entspricht meiner festen Überzeugung, die ich Ihnen 
unter Einsetzung meiner Offiziersehre aufrichtig geschildert habe, und diese 
meine Überzeugung stützt sich auf Beobachtungen und Feststellungen, die ich 
mit eigenen Augen gemacht habe. Zur Unterstützung seiner Ansicht zitierte er 
die Tatsache, dass in Ostpreussen allein mindestens drei Divisionen in voller 
Kriegsstärke und Ausrüstung liegen, während das zulässige Maximum des gan­
zen Bestandes der deutschen Armee kaum auf 6 Divisionen angenommen wer­
den dürfe.

Der Gesamteindruck, den ich aus dieser Besprechung gewonnen habe und 
den ich Ihnen weitergebe, weil ich weiss, dass ich damit den Absichten entspre­
che, um deretwillen ich zur Besprechung geladen wurde, lässt sich wie folgt 
zusammenfassen: Die in Berlin wirkenden französischen Offiziere und Diploma­
ten anerkennen den guten Willen der jetzigen Regierung, den Friedensvertrag 
nach Möglichkeit zu erfüllen und zu diesem Zwecke nach Massgabe der Vor­
schriften des Vertrages abzurüsten. Dieser gleiche ehrliche Wille besteht aber 
nach Ansicht der Genannten nicht bei den militärischen Stellen, von welchen die 
Abrüstung heute tatsächlich noch abhängt. Frankreich muss mit der Möglichkeit 
rechnen, dass diese Stellen über kurz oder lang zu einem Schlage gegen Frank­
reich ausholen, und solange diese Gefahr besteht, darf keine französische Regie­
rung um Haarbreite von den Bestimmungen des Friedensvertrages abweichen, 
ja, sie darf den Deutschen keinerlei Erleichterung gewähren. Deshalb war es not­
wendig, durch die Besetzung von Frankfurt und anderer Städte zu beweisen, dass 
Frankreich nicht gesonnen sei, sich die Früchte des Friedens, die hauptsächlich 
in einer Sicherung vor neuen Angriffen bestehen sollen, aus der Hand winden zu 
lassen. Das alles werde anders werden, sobald Deutschland ehrlich und ernstlich 
die Konsequenzen aus dem Geiste des Versailler Friedens ziehe.

Dieses Raisonnement ist ja gewiss verständlich und sogar verständig, aber es 
hilft nicht über den Zweifel hinweg, ob nicht der Fehler in den Prämissen stecke: 
Ist es wirklich wahr, dass in Deutschland noch eine Partei besteht, welche jetzt 
schon auf die Revanche hinarbeitet, und wenn ja, entsteht aus der Existenz einer 
solchen Partei eine ernsthafte Gefahr für Frankreich, welche die schwerwiegen­
den Massnahmen rechtfertigen konnte, die Frankreich ergriffen hat? Ich habe 
den Eindruck gewonnen, dass die Franzosen, die mit mir sprachen, wirklich an 
diese Gefahr glauben und dass sie in gutem Glauben in diesem Sinne nach Paris 
berichtet haben, aber ich kann mich nicht davon überzeugen, dass diese Gefahr 
wirklich bestehe. Wenn man sich vor Augen hält, wie gross die Erschöpfung des 
deutschen Volkes und wie intensiv der Wunsch nach Ruhe und Erholung ist, so 
muss man sich sagen, dass die Übergrosse Mehrheit dieses Volkes schlechterdings
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nichts wissen will von neuen kriegerischen Abenteuern und dass namentlich die 
gesamte Arbeiterschaft, welche ja jetzt tatsächlich die Regierung in Deutschland 
führt, sich mit allen Mitteln gegen jeden Versuch einer Revanche wenden würde. 
Abgesehen von allem anderen fehlt es den Deutschen an Geld, Waffen und 
namentlich an Menschen, mit denen sie einen neuen Krieg führen könnten. Ich 
habe versucht, diese Zweifel in meinem Gespräche wenigstens anzudeuten; 
selbstredend durfte ich diesen Versuch nur in der allerschüchternsten Form 
unternehmen und musste vor allem die Meinung hinterlassen, dass ich keinen 
Zweifel setze in die Richtigkeit der mir dargelegten Tatsachen. Die Franzosen 
sind jetzt, was übrigens mehr als begreiflich ist, überaus empfindlich und 
bestrebt, sich aus der Isolierung herauszubringen, in welche sie mehr und mehr 
getrieben worden sind.

Ich muss übrigens beifügen, dass mir von italienischer Seite bestätigt worden 
ist, dass die deutschen Militärbehörden vor keinen Mitteln zurückschrecken, um 
die Ententekommissionen hinters Licht zu führen und dadurch die Abgabe des 
Kriegsmateriales zu hintertreiben.

Reichskanzler Müller, dem ich schon vor der Besprechung bei Haguenin von 
dem Verdachte gesprochen hatte, dass Waffen und Munition beiseite geschafft 
worden seien, bestritt diese Möglichkeit gar nicht, versicherte aber, dass die 
Regierung schon lange dabei sei, solche Verstecke ausfindig zu machen, weil sie 
selbst das allergrösste Interesse habe an der Aufhebung solcher Waffenlager, die 
gegebenenfalls den Bolschewisten dienen würden. Die Durchführung dieser 
Erforschung sei aber ausserordentlich schwer. Übrigens, meinte der Reichskanz­
ler, ist es geradezu lächerlich, aus der Möglichkeit der Existenz solcher Lager auf 
eine Gefahr für Frankreich schliessen zu wollen: Was wollten wir auch in der 
Verfassung, in welcher sich unser Volk befindet, mit diesen Waffen in einem 
Kampfe gegen Frankreich und seine Verbündeten erreichen?

Mit der besonderen Bitte um streng vertrauliche Behandlung glaube ich ange­
sichts des immer offenkundiger werdenden Gegensatzes zwischen Frankreich 
und England mitteilen zu sollen, dass nach meinen persönlichen Feststellungen 
dieser Gegensatz zwischen den hiesigen Vertretern der beiden Länder, insbeson­
dere zwischen den zahlreichen militärischen Kommissionen, schon seit Wochen 
in sehr auffälliger Weise besteht und sich zusehends verschärft. Die Franzosen 
und Italiener beschweren sich in der bittersten Weise über den «brutalen Egois­
mus», mit welchem die Engländer die Interessen ihrer Verbündeten behandeln, 
sobald Englands Interesse befriedigt sei. Ein Offizier, der diesen Kommissionen 
angehört, hat sich einem meiner Freunde gegenüber dahin geäussert, dass der 
Hass der Franzosen und Italiener gegen die Engländer einen Grad erreicht habe, 
der ein Zusammenarbeiten beinahe nicht mehr möglich mache. Ein mir befreun­
deter italienischer Offizier versicherte mich gestern, dass in dem Verhalten der 
hiesigen Engländer gegen die Deutschen seit ungefähr drei bis vier Wochen eine 
vollständige Änderung eingetreten sei, welche nur durch entsprechende Wei­
sungen aus London erklärt werden könne: Während es früher die Engländer 
gewesen seien, die immer mit der grössten Härte und Rücksichtslosigkeit gegen 
die Deutschen vorgegangen seien, sei nunmehr ein vollständiger Umschwung 
eingetreten, indem die Engländer bei den Beratungen in den Kommissionen 
immer die Partei der Deutschen ergreifen.
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Da diese Erscheinung sich deckt mit den neuesten Meldungen über die Hal­
tung der englischen Regierung gegenüber der französischen Politik im Verhältnis 
zu Deutschland, scheint mir darin ein Beweis dafür zu liegen, dass es sich dabei 
nicht um eine lokale Erscheinung, sondern um ein politisches System handelt, 
welches grösste Beobachtung verdient.
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La Division des Affaires étrangères du Département politique 
au Ministre de Suisse à La Haye, G. Carlin

L AE. Confidentielle et personnelle.
Société des Nations. Coopération
des Etats neutres. Berne, 12 avril 1920

Par votre lettre du 9 mars1 vous avez bien voulu nous donner connaissance 
d’une démarche que le premier délégué suédois à la dernière conférence des 
Etats neutres à La Haye, M. le Baron Marks de Wurtemberg, avait faite auprès de 
vous sur l’ordre de son Gouvernement en vue d’amener un échange de vues per­
manent entre les Gouvernements scandinaves, néerlandais et suisse au sujet de la 
révision éventuelle de certaines dispositions du Pacte de la Société des Nations. 
Ainsi que vous le savez, cette démarche n’est pas la première qui a été faite dans 
ce sens au cours des dernières années par les Gouvernements scandinaves. L’idée 
de réunir les représentants des Etats demeurés neutres pendant la guerre à une 
conférence pour la sauvegarde des intérêts communs avait été notamment émise 
par les Gouvernements de Danemark, de Norvège et de Suède en 1917 et ensuite 
en été 1918, où cependant les circonstances n’étaient pas favorables à une action 
de ce genre.

Si avant et pendant les négociations qui ont abouti à la création du Pacte de la 
Ligue il n’a pas paru opportun pour le Gouvernement suisse d’entrer en un 
contact permanent avec d’autres Etats qui aurait pu éveiller l’impression d’un 
«bloc neutre», le moment semble en effet être venu maintenant, où une attitude 
prise de concert par les Gouvernements scandinaves, néerlandais et suisse à 
l’égard de nombreux problèmes concernant la Société des Nations, pourrait avoir 
de fort heureux résultats.

Le Conseil fédéral avait en conséquence considéré, depuis la fin de l’année 
dernière déjà2, l’opportunité d’une démarche auprès des autres pays neutres 
européens en vue d’amener une collaboration plus étroite avec ces Etats dans les 
questions que pose l’établissement de la Société des Nations. La conférence 
convoquée à La Haye en février dernier par le Gouvernement des Pays-Bas pour 
discuter la question de la Cour de Justice de la Ligue a démontré la possibilité de

1. Non reproduite.
2. Cf. n? 291.
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